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Alte Aufgaben – neue Architektur und Akteure?

Werkstattbericht der Gesellschaft für Programmforschung

1. Definitionen
1.1. Evaluierung/ Evaluation
Unter Evaluation (engl.: policy evaluation) sind Analyseverfahren zu verstehen, die darauf
 gerichtet sind, die Zielerreichung und Wirkungen staatlicher Politik/ politisch-

administrativen Handelns zu erfassen und zu bewerten (vgl. Wollmann 2011: 456 ff...).

Im Gefolge von  § 7 der Bundeshaushaltsordnung werden entsprechende Untersuchungen
 vielfach als  „Erfolgskontrolle“ bezeichnet
. 

In Anlehnung an eine US-amerikanische Terminologie (program evaluation) wird auch
 von Programmforschung (vgl. begriffsprägend Derlien 1981) gesprochen und wurde

diese Definition auch für Namensgebung der Gesellschaft für Programmforschung 
bestimmend

In diesem Zusammenhang sei allerdings daran erinnert, dass in der US-
amerikanischen Politikwelt „programs“ als zielgerichteter Einsatz von personellen,

organisatorischen und finanziellen Ressourcen ein gängiger, wenn nicht vorrangiger
 Typus (bundes-).staatlicher Aktivitäten (actions, z.B. Social Action Program) und
 Intervention ist, während sich in der deutschen Politiktradition staatliches Handeln
 herkömmlich und nach wie vor stärker über Gesetzgebung und deren Implementation
sowie einzelne Maßnahmen vollzieht. Vor dem  Hintergrund dieses politikkonzeptionellen
 und –instrumentellen Unterschieds ist die inhaltliche Engführung des Terminus
 Programmforschung im deutschen Kontext im Wortgebrauch zu beachten. 
2. Entwicklungsphasen der Politikevaluation.
2.1.  Politik- und Verwaltungskontrolle in der “traditionellen“ Politik- und Verwaltungswelt 
In der „traditionellen“ Politik- und Verwaltungswelt, die nach der Wiederbegründung der demokratischen Verfassungsordnung nach 1945 zunächst wieder bestimmend war und in deren rechtsstaatlichen Überlieferung, idealtypisch verkürzt gesprochen,  Politik primär durch  Gesetzgebung und deren Vollzug verwirklicht wurde, lassen sich vor allem vier „Kontrollschleifen“ identifizieren (vgl. Wollmann 2009): 
· die politische Kontrolle von Regierung und  Verwaltung durch die Parlamente,  
· die Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch die Rechnungshöfe, 

· die Überprüfung der Gesetzmäßigkeit des Politik- und Verwaltungshandelns durch die Gerichte 
· sowie verwaltungsinterne Kontrolle durch Formen und Verfahren verwaltungsinterner (vertikal-hierarchischer) Führung und Aufsicht („Max Weber Modell). 
2.2.  Evaluation im politisch-administrativen Kontext nach den 1960er und 1970er Jahren

Auch in der Bundesrepublik löste nach 1969 die von der  Sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt ausgerufene „Politik der inneren Reformen“  einen Schub von Reformpolitiken aus, der mit dem Anlauf auf eine umfassende Modernisierung von Politik und Verwaltung einherging. Mit Anleihen an PPBS wurden der Auf- und Ausbau von Planungs-, Evaluations- und Informationskapazitäten als organisatorisch-instrumentelle Voraussetzung für „aktive Politik“  angesehen. 
Einen wichtigen Schritt in der institutionellen und instrumentellen Verankerung der
 Evaluierungsfunktion in der deutschen Politik- und Verwaltungswelt markierte die
 Bundeshaushaltsordnung (BHO) vom 19.8.1969, die unter der Überschrift
 „Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung“
 „angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für alle finanzwirksamen 
Maßnahmen“ (des Bundes) vorschrieb
Als Ergebnis des Aufschwungs, den die Politikevaluation in der Bundesrepublik seit den späten 1960er Jahren erlebte, gehörte diese in Europa – neben Schweden und Großbritannien – zu den Vorreitern und den Ländern „der ersten Welle“ (Wagner/Wollmann 1986, Derlien 1990).. 
Im weiteren Verlauf erhielt die Evaluierung im Schul-Bereich wesentlichen Antrieb durch die seit 2000 unter der Ägide der OECD in dreijährigem Rhythmus durchgeführten sog. PISA-Untersuchungen Im Mittelpunkt der  Evaluation von Arbeitsmarktpolitik stand die groß angelegte Evaluation zu „Hartz IV“ (Für umfassende Überblicke vgl. Stockmann 2006 und insbesondere zuletzt Widmer u.a. 2009). 
Nachhaltige Anstöße erhielt die Politikevaluation auch in Deutschland dadurch, dass die EU seit 1995 die systematische Evaluation ihrer Strukturfondsprogramme  und für diese innerhalb  eines fünfjährigen Programmzyklus die  Sequenz von ex ante, on-going (mid term) und ex post-Evaluation vorgeschrieben hat
Alles in allem kann  Deutschland ausweislich einer Untersuchung aus dem Jahr 2002, in der der Stand der Evaluation in 25 Ländern  international vergleichend analysiert und in eine Rangfolge gebracht worden ist (vgl. Furubo et al.  2002), weiterhin zur Spitzengruppe gerechnet werden Allerdings ist auf die kritische Einschätzung des Bundesrechnungshofs verweisen, der – aufgrund einer Untersuchung aller Bundesministerien – zum Ergebnis kam, dass  „in vielen Ressorts die Voraussetzung n für eine systematische Erfolgskontrolle nicht gegeben sind“ (Bundesbeauftragter 1998: 24), 
3. Evaluation von  Verwaltungsreform-/Institutionenpolitik (vgl. ausführlich. Wollmann 2000, Kuhlmann 2009, Wollmann/Kuhlmann 2011). 
3.1. New Public Management/Neues Steuerungsmodell
Nachdem in Deutschland die Diskussion um eine Modernisierung von Staat und Verwaltung gegenüber der internationalen Diskussion bis in die frühen 1990er Jahre bemerkenswert  distanziert geblieben war,  in der, von Großbritannien unter neo-liberalen Ägide Margaret Thatchers ausgehend, die Konzepte eines  seit den späten 1970er längst dominierten , fand der von New Public Management (NPM) inspirierte Modernisierungsdiskurs in den frühen 1990er Jahren – vor dem Hintergrund einer sich im Gefolge der Deutschen Einheit verschärfenden budgetären Krise – dann rasch Zugang und Aufnahme in der deutschen Reformdiskussion. Im Gegensatz zur Diskurs- und Politikentwicklung in  Großbritannien, die von einem zentralistischen „von oben nach unten“ Impuls gekennzeichnet war, vollzog sich diese Entwicklung in Deutschland  „von unten nach oben“. Hierbei gingen die brestimmenden Anstöße vom Neuen Steuerungsmodell (NSM) aus, in dem die  KGSt (und ihr Leiter Gerhard Banner) das New Public Management sprachlich und instrumentell „eindeutschte“ (bahnbrechend Banner 1991) und das sich unter den Kommunen zunächst „wie ein Buschfeuer“ (Reichard 1994) verbreitete. 
NPM und NSM gehen über das der „Planungsdiskussion“ der 1960er und 1970er Jahre  vertraute Verständnis von Evaluation, das die Rückkopplung vornehmlich über „externe“ Evaluation sieht, darin entscheidend hinaus, dass Evaluation in erster Linie als ein verwaltungsinternes und –eigenes „selbstreferenzielles“ Rückmeldesystem begriffen und etabliert wird (zum systemtheoretischen Konzept der „Selbstreferenzialität“ vgl. Luhmann 2004).  Angesichts des zentralen strategischen Stellenwertes, den die verwaltungsinterne „selbstreferentielle“ Evaluationsfunktion in NPM und NSM hat, könnte man von einer „neuen“ (dritten?) Welle oder Phase in der Entwicklung von Evaluation sprechen (vgl. Wollmann 2003). 
Die konzeptionell das Verwaltungssystem -  verwaltungsintern („selbstreferenziell“) oder auch verwaltungsextern - vernetzenden Rückmeldeschleifen sollen dazu dienen, die mit Hilfe geeigneter Indikatoren und Kennzahlen erfassten Leistungen (performance) (und Kosten) des Verwaltungshandelns (performance measurement) über  entsprechende Kommunikationskanäle (controlling) laufend oder periodisch rückzumelden und damit eine Steuerung und Kontrolle (performance management“) zu ermöglichen 
3.2.  Benchmarking als (intra- oder inter-organisatorischer) Leistungsvergleich
Unter Anknüpfung an den angelsächsischen Wortgebrauch werden als Benchmarking Verfahren bezeichnet, die darauf gerichtet sind, die Leistungsfähigkeit von Handlungseinheiten sei es intra- organisatorisch, sei es inter-organisatorisch zu vergleichen (vgl. Kuhlmann 2004)
Auch wenn Leistungsvergleiche inzwischen in der kommunalen Verwaltungspolitik inzwischen einen gefestigten Platz haben, weisen sie darin eine erhebliche Schwäche auf, dass ihre Ergebnisse bislang fast ausschließlich verwaltungsintern (für die organisationsinterne Steuerung und Kontrolle) verwendet werden, während sie den kommunalen Parlamenten und der kommunalen Öffentlichkeit nicht oder eingeschränkt, jedenfalls keineswegs verbindlich zugänglich sind. Hierin unterscheidet sich Deutschland markant insbesondere von Schweden (vgl. Wollmann 2008: 134). 

3.3. Externe Evaluation von Verwaltungsreformen 

Externe Evaluationsuntersuchungen zu Ergebnis und Verlauf der Verwaltungspolitik liegen bislang ungeachtet der umfangreichen Ressourcen, die in die Verwaltungsmodernisierung geflossen sind, in eher beschränktem Umfang vor 

Empirische Evaluationsuntersuchungen wurden bisher vor allem von Stiftungen finanziert. Dies gilt zum einen für die von der Wüstenrot-Stiftung geförderte Evaluationsstudie Jaedicke/Thrun/Wollmann 2000 und zum andern die von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierte Untersuchung Bogumil/Grohs/Kuhlmann/Ohm 2007 zu, die die bislang umfassendste Evaluationsuntersuchung zu Verlauf und Ergebnis des Neuen Steuerungsmodells in den deutschen Kommunen darstellt. 

Schließlich ist eine wachsende Zahl von Untersuchungen zu nennen, in denen sich die Rechnungshöfe der Bundesländer (insbesondere von Baden-Württemberg, Berlin, Rheinland-Pfalz, siehe Nachweise weiter unten) mit Fragen der Verwaltungsmodernisierung in Landes- und Kommunalverwaltungen befassen,
3.4.  Ergebnisse der (externen) Evaluierung
Die bislang vorliegenden evaluativen Untersuchungen vermitteln ein eher enttäuschendes Bild von Verlauf und Ergebnissen der bisheriger NSM-angeleiteten Verwaltungsmodernisierung, vor allem dann (es sei an den obigen Vorbehalt erinnert), wenn die Ergebnisse an den ursprünglichen (mitunter in propagierender  Emphase überzogenen) Zielen und Erwartungen gemessen werden. So ist denn festgestellt worden (Bogumil et al. 2097: „Ein umfassender ‚Paradigmenwechsel’ der deutschen Verwaltung vom Weberianischen  Bürokratiemodell zum New Public Management ist allerdings nicht feststellbar… Gemessen an den ursprünglichen Absichten des NSM könnte man in einem harten Soll-Ist-Vergleich von einem weitgehenden Scheitern sprechen… Anstatt neo-weberianischer Verwaltungsstrukturen ist in vielen Kommunen … so etwas wie eine Rückkehr zu Max Weber festzustellen“. Gestützt auf die Untersuchung von Bogumil et al. 2007 sowie auf anderweitige Quellen (Landesrechnungshöfe) gelangt Holtkamp 2008: 424 dazu, das „Neue Steuerungsmodell“ „als gescheitert einzuordnen“.  Eine differenziertere und abwägendere Einschätzung vertreten Banner 2008 sowie Reichard 2011.
4. Verwendung von Evaluation in Politik und Verwaltung
Es ist eine „uralte“ Frage, ob und wie der Fundus gesellschaftlich verfügbaren Wissens für  (bessere) politische Entscheidungen genutzt werden könne. In dem Maße, wie wissenschaftlich (sowie anderwärts) generierte Wissen, nicht zuletzt durch den enormen Aufschwung der  Evaluationsforschung,  geradezu exponential Unlängst wurde die Vorstellung und Forderung, die zu treffenden politischen Entscheidung auf das verfügbare einschlägige Wissen zu gründen, unter der britischen Labour Regierung auf die griffige Formel eines evidence based policy making gebracht
4.1. Evaluation als (mehr- und wechselseitiger) Lernprozess
Innerhalb des Evaluierungsprozesses (zwischen ex-ante-, formativen/ongoing und ex-post Evaluationschritten) ist insbesondere die „formative/ongoing“ Phase geeignet, den „Dialog“ zwischen dem politischen/administrativen Entscheider/Praktiker und dem Evaluator insbesondere in jener Form von „Begleitforschung“ zu ermöglichen, in der sich dieser nicht auf (den strengen Regeln der Wissenschaftlichkeit verpflichtete) „distanzierte Analyse“ beschränkt, sondern den Schritt zu aktiver Beratung und Mitgestaltung setzt. In der letzteren  Variante steht der Gewinn eines beider-  und wechselseitigen Erkenntnis- und Handlungsgewinns im Vordergrund – auf die Gefahr hin („der Weg/der Prozess ist wichtiger als das Ziel“), dass das Analyseziel eines strengen Soll-Ist-/Vorher-Nachher-Vergleichs in den Hintergrund gerät und methodisch eingetrübt wird. 
4.2.  Wissensnutzung (knowledge utilitilization) in und von Evaluationsforschung
Aus der sog.  „Wissensverwendungsforschung“ (knowledge utilization research) ist seit langem bekannt, dass die direkt unmittelbare (instrumentelle) Anwendung und Umsetzung von Forschungsergebnissen eher selten ist und relevantes Wissen vielmehr vielfach über eher komplizierte (fachwissenschaftliche, mediale) Vermittlungsprozesse, oft mit Verspätung, zu den politischen Entscheiden gelangt und in deren Handlungswissen und –prämissen „einsickert“ (vgl. Wollmann 2010).
 Die methodischen, konzeptionellen und empirischen Schwierigkeiten, der Anwendung und Umsetzung von Wissen in Politik und Verwaltung auf die Spur zu kommen, mögen erklären, weshalb auch die  „Evaluierung der Evaluierung“, d.h. die Erforschung der Frage, ob, wann und warum Evaluationsergebnisse in der Politik- und Verwaltungspraxis angewandt, umgesetzt werden, noch ein weitgehend weißes Feld ist 
In einer vom Bundesrechnungshof  1989 vorgelegten „Evaluierung der Evaluierung“, in die alle Bundesministerien einbezogen wurden, war dieser zum Ergebnis gekommen: „Die Umsetzung von Evaluationsergebnissen ist gering“ (Bundesrechnungshof 1989, 30, vgl. auch Stockmann 2006; 33). Auch in seiner Nachfolgeuntersuchung von 1998 gelangt der Bundesrechnungshof zu einer kritischen Einschätzung: „Die Umsetzung der Ergebnisse der Erfolgskontrolle zur finanzwirtschaftlichen Steuerung (z.B. Korrektur, Fortführung oder Einstellung einer Maßnahme) war mit Ausnahme einiger Ressorts sehr unterschiedlich, insgesamt jedoch gering. In einzelnen Fällen wurde sogar entgegen den Kontrollergebnissen Maßnahmen eingestellt oder fortgeführt, ohne dass dafür Begründungen gegeben wurden“ (Bundesbeauftragter 1998: 27). 

Abschließend sei auf eine im Auftrag der  EU durchgeführte „Evaluation der Evaluation“ der Strukturförderprogramme der EU hingewiesen, in der zusammengefasst ausgeführt wird: “The most common contribution of evaluation work lies in the improvement of  the implementation of financial interventions, action programs and the like". However there are policy instruments of the Commission where evaluation is not yet so common and the influence is also less evident (legislation etc.)….Overall allocation of EU resources is certainly not determined on efficiency goals, but much more by political decision making. The study shows that especially such decisions are generally very little informed by evaluation” (EPEC 2005: 57-58, italics im Originaltext, H.W.).   
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� Vorläufige Verwaltungsvorschriften zu § 7 Bundeshaushaltsordnung in der Fassung vom 14.3.2001


Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument der Erfolgskontrolle





Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prüfungsverfahren. Sie dient dazu, während der Durchführung (begleitende Erfolgskontrolle) und nach Abschluss (abschließende Erfolgskontrolle) einer Maßnahme ausgehend von der Planung festzustellen, ob und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerreichung war und ob die Maßnahme wirtschaftlich war.
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